
Unternehmer und 
Geschäftsführer

GmbH: Verrechnungskonten müssen 
angemessen verzinst werden

Gesellschafter-Verrechnungskonten sind 
ein beliebtes Mittel, um Zahlungen zwi-
schen GmbH und Gesellschafter abzuwi-
ckeln und um nicht bei jeder Kleinigkeit 
einen gesonderten Darlehensvertrag 
abschließen zu müssen. Doch auch Ge-
sellschafter-Verrechnungskonten müs-
sen angemessen verzinst werden. So hat 
der Bundesfinanzhof entschieden, dass 
ein nicht angemessen verzinstes Ver-
rechnungskonto zu einer verdeckten Ge-
winnausschüttung führt (BFH-Urteil vom 
22.2.2023, I R 27/20). Die Klägerin, eine 
GmbH, hatte in den Streitjahren 2014 und 
2015 eine Forderung gegenüber dem Ge-
sellschafter-Geschäftsführer, die auf einer 
„Überziehung“ des Verrechnungskontos 
beruhte. Das Verrechnungskonto wurde 
nicht verzinst. Daraufhin schätzten das 
Finanzamt und später das Finanzgericht 
fiktive Zinsen, die zu einer verdeckten Ge-
winnausschüttung bei der GmbH führten. 
Das Finanzamt und auch die Richter des 
Finanzgerichts unterstellten einen Zinssatz 

von 4,5 Prozent. Die Revision der GmbH 
beim BFH blieb erfolglos. 

Die Begründung des BFH: Gewährt eine 
Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschaf-
ter ein Darlehen, kommt der Ansatz einer 
verdeckten Gewinnausschüttung insoweit 
in Betracht, als der Kredit zinslos oder zu 
einem unangemessen niedrigen Zins ge-
währt wird, denn es liegt hier eine „verhin-
derte Vermögensmehrung“ bei der GmbH 
vor. Davon kann insbesondere auszugehen 
sein, wenn die Gesellschaft für den bei 
ihr angestellten Gesellschafter ein unan-
gemessen verzinstes Verrechnungskonto 
führt. Hat die Gesellschaft selbst keinen 
Kredit aufgenommen, so bilden die ban-
küblichen Habenzinsen die Unter- und die 
banküblichen Sollzinsen die Obergrenze 
der verhinderten Vermögensmehrung. Der 
im Einzelfall maßgebliche Betrag innerhalb 
der genannten Marge ist durch Schätzung 
zu ermitteln, wobei dem Risiko, dass das 
Darlehen nicht zurückgezahlt werden 
kann, besondere Bedeutung zukommt. 
Sind keine anderen Anhaltspunkte für die 
Schätzung erkennbar, ist es nicht zu be-
anstanden, wenn von dem Erfahrungssatz 
ausgegangen wird, dass sich private Darle-
hensgeber und -nehmer die bankübliche 
Marge zwischen Soll- und Habenzinsen 

teilen. Die vom Finanzamt und dem Finanz-
gericht vorgenommene Schätzung mit 4,5 
Prozent war nicht zu beanstanden.

Praxistipp:
Die Argumentation der Gesellschaft, 
angesichts des allgemein niedrigen 
Zinsniveaus sei es ihr nicht möglich 
gewesen, das Kapital anderweitig er-
tragbringend anzulegen, ließen weder 
die Vorinstanz  noch der BFH gelten. 
Angesichts des eindeutigen Urteils - 
und des nun wieder erhöhten  
Zinsniveaus - sollten Gesellschafter 
und/oder Geschäftsführer von Kapital-
gesellschaften prüfen, ob die Verzins-
ung der Gesellschafter-Verrechnungs-
konten angepasst werden muss.

Umsatzsteuer: Ermäßigter Steuersatz 
für so genannte Werbelebensmittel 

Bei Seminaren und anderen Veranstal-
tungen werden oft Pfefferminzbonbons 
oder Fruchtgummis gereicht, deren Verpa-
ckungen mit dem Logo des Veranstalters 
oder eines Ausstellers bedruckt sind. Für 
den Verkäufer solcher Werbelebensmittel 
stellt sich die Frage, ob seine Lieferungen 
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dem regulären oder dem ermäßigten Um-
satzsteuersatz unterliegen. Einem aktuel-
len Urteil des Bundesfinanzhofs zufolge 
kommt trotz des Werbecharakters der Ver-
packung der ermäßigte Umsatzsteuersatz 
in Betracht (BFH-Urteil vom 23.2.2023, V R 
38/21). 

Der Kläger betrieb einen Handel für Wer-
beartikel. Zu den Werbelebensmitteln, die 
er in seinem Sortiment führte, zählten 
zum Beispiel Fruchtgummis, Pfefferminz- 
und Brausebonbons, Popcorn, Kekse, 
Glückskekse, Schokolinsen, Teebeutel, Kaf-
fee und Traubenzuckerwürfel, die jeweils 
in kleinen Abpackungen angeboten wur-
den. Die Kunden konnten die Waren nach 
ihren Wünschen individualisiert beziehen. 
Die Individualisierung erfolgte durch eine 
bestimmte Umverpackung sowie Aufdru-
cke, Gravuren oder Ähnlichem. Der Kläger 
bezog die Gegenstände nach den Kunden-
wünschen von seinen Lieferanten oder ließ 
sie von Dritten veredeln. Er versteuerte die 
Veräußerungen als Lieferungen von Le-
bensmitteln zum ermäßigten Steuersatz. 
Das Finanzamt hingegen ging davon aus, 
dass die Veräußerung der Werbelebens-
mittel eine sonstige Leistung in Form einer 
Werbeleistung sei, die dem Regelsteuer-
satz unterliege. Der Einspruch und die an-
schließende Klage blieben erfolglos, doch 
der BFH hat der Revision entsprochen. 

Die Begründung reicht ins Zolltarifrecht 
hinein und ist recht technisch. Ver-
einfacht ausgedrückt: Die Anlage 2 zu  
§ 12 Abs. 2 Nr. 1, 2, 12, 13 und 14 des Um-
satzsteuergesetzes enthält die Liste der 
dem ermäßigten Steuersatz unterliegen-
den Gegenstände. Dazu gehören viele Le-
bensmittel. Soweit die Anlage 2 zum UStG 
bestimmte Lebensmittel aufführt, bleibt 
es beim ermäßigten Steuersatz; eine tat-
bestandsmäßige Erweiterung - wie sie das 
Finanzamt im Streitfall vornehmen woll-
te - ist nicht zulässig. Die Verpackungen 
werden generell wie die darin enthaltenen 
Waren eingereiht, wenn sie zur Verpackung 
dieser Waren üblich sind. Die zusätzliche 
Aufnahme eines Werbeaufdrucks ist für 
die Gewährung des ermäßigten Steuersat-
zes grundsätzlich unschädlich.

Praxistipp:
Das letzte Wort ist noch nicht gespro-
chen, denn der BFH hat die Sache an 
die Vorinstanz zurückverwiesen. Diese 
muss nun prüfen, ob die Verpackungen 
der Werbelebensmittel tatsächlich
„üblich“ sind. Allerdings lässt sich der 
Urteilsbegründung eine starke Tendenz 
in Richtung „ermäßigter Steuersatz“ 
entnehmen.

Arbeitgeber und Arbeitnehmer

Fahrten zur Arbeit: Kein weiträumiges 
Tätigkeitsgebiet bei mehreren 
Einsatzorten

Ein Arbeitnehmer darf Fahrten zu seiner 
ersten Tätigkeitsstätte nur mit der Ent-
fernungspauschale steuerlich geltend 
machen. Das sind 30 Cent je Entfernungs-
kilometer und 38 Cent ab dem 21. Entfer-
nungskilometer. Dienstreisen hingegen 
sind mit 30 Cent pro gefahrenem Kilo-
meter oder mit den tatsächlichen Kosten 
abziehbar. Besonderheiten gelten für den 
Fall, dass ein Arbeitnehmer in einem „wei-
träumigen Tätigkeitsgebiet“ arbeitet und 
nicht über eine erste Tätigkeitsstätte ver-
fügt. Dann sind die Fahrten von der Woh-
nung zum nächstgelegenen Zugang des 
Tätigkeitsgebiets zwar ebenfalls nur mit 
der Entfernungspauschale abziehbar, die 
Fahrten innerhalb des Tätigkeitsgebiets 
hingegen dürfen mit den Dienstreisesätzen 
geltend gemacht werden.

Im Jahre 2021 hatte das Niedersächsische 
Finanzgericht entschieden, dass ein Hafen-
arbeiter, im Urteilsfall des Hamburger Ha-
fens, insgesamt in einem solch weiträumi-
gen Tätigkeitsgebiet arbeitet. Dies gilt auch 
dann, wenn er von seinem Arbeitgeber im 
Rahmen der Arbeitnehmerüberlassung bei 
verschiedenen Einzelbetrieben auf dem 
Gebiet des Hamburger Hafens eingesetzt 
wird. Folglich wurden die Fahrten zu dem 
nächstgelegenen Hafenzugang nur mit der 
Entfernungspauschale berücksichtigt (Ur-
teil vom 3.2.2021, 4 K 11006/17). Doch kürz-
lich hat der Bundesfinanzhof dieses Urteil 
verworfen und entschieden, dass aufgrund 
der Zuordnung zu bestimmten Einsatzorten 
innerhalb des Hamburger Hafens kein „Ar-
beiten in einem weiträumigen Tätigkeits-
gebiet“ vorlag. Da der Kläger auch nicht 
über eine „erste Tätigkeitsstätte“ verfügte, 
wurden die Fahrtkosten in tatsächlicher 
Höhe zum Abzug zugelassen (BFH-Urteil 
vom 15.2.2023, VI R 4/21).

Der Kläger war als Hafenarbeiter be-
schäftigt. Gegenüber seinem Arbeitgeber 
erklärte er seine unwiderrufliche Zustim-
mung, auch im Rahmen der Arbeitneh-
merüberlassung tätig zu werden und sich 
auf Weisung des Arbeitgebers in anderen 
Hafeneinzelbetrieben einsetzen zu lassen. 
Im Streitjahr wurde er von seinem Arbeit-
geber an 164 Arbeitstagen an vier verschie-
denen Orten, das heißt bei den jeweiligen 
Kunden seines Arbeitgebers, innerhalb des 
Gebiets des Hamburger Hafens eingesetzt. 
Die Einsatzstellen wurden ihm von seinem 
Arbeitgeber arbeitstäglich morgens telefo-
nisch zugewiesen. Die Fahrten von seiner 
Wohnung zu den jeweiligen Einsatzstellen 
legte der Kläger mit seinem eigenen Pkw 

zurück. Nach Auffassung des BFH darf der 
Kläger seine Fahrtkosten in tatsächlicher 
Höhe absetzen, und zwar sowohl für die 
Fahrten bis zum Hafeneingang als auch für 
die Fahrten bis zum jeweiligen Einsatzort.

Praxistipp:
Das Gebiet des Hamburger Hafens gilt 
aufgrund seiner Größe grundsätzlich 
schon als weiträumiges Tätigkeitsge-
biet. Zahlreiche Hafenarbeiter werden 
daher durchaus unter die eingangs 
erwähnte Regelung fallen und können 
ihre Fahrtkosten bis zum Eingangstor 
nur mit der Entfernungspauschale 
geltend machen. Im Urteilsfall war aber 
die Besonderheit, dass eine Zuordnung 
zu mehreren Einsatzorten erfolgte, was 
die Annahme eines weiträumigen Tä-
tigkeitsgebiets ausschloss. Gleichzeitig 
war aber auch keine erste Tätigkeits-
stätte vorhanden.

Immobilienbesitzer

Ferienwohnung: Interessantes BFH-Ur-
teil zur Frage der Gewerblichkeit

Bei der Vermietung einer Ferienwohnung 
kann sich die Frage stellen, ob insoweit 
Einkünfte aus Vermietung und Verpach-
tung oder Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
erzielt werden. Im letzteren Fall kann Ge-
werbesteuer entstehen, vor allem aber 
wäre die Wohnung stets „steuerverhaftet“ 
und ein Gewinn aus einem Verkauf der 
Wohnung wäre auch außerhalb der zehn-
jährigen Spekulationsfrist zu versteuern. 
Die Finanzverwaltung verfügt, dass ein Ge-
werbebetrieb dann anzunehmen ist, wenn 
eine hotelmäßige Nutzung der Ferienwoh-
nung vorliegt oder die Vermietung nach Art 
einer Fremdenpension erfolgt. Ausschlag-
gebend sei, ob wegen der Häufigkeit des 
Gästewechsels oder im Hinblick auf zu-
sätzlich zur Nutzungsüberlassung erbrach-
te Leistungen, zum Beispiel Bereitstellung 
von Wäsche und Mobiliar, Reinigung der 
Räume, eine Unternehmensorganisation 
erforderlich ist, wie sie auch in Fremden-
pensionen vorkommt (EStH H 15.7 (2) zu 
§ 15 EStG). Bereits im Jahre 2020 hat der 
Bundesfinanzhof aber eine bemerkens-
werte Entscheidung gefällt, die erst jetzt 
veröffentlicht wurde: Der Vermieter einer 
Ferienwohnung erzielt keine Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb, wenn der von ihm mit der 
treuhänderischen Vermietung beauftragte 
Vermittler diese hotelmäßig anbietet, aber 
ein eigenes wirtschaftliches Interesse an 
der Treuhandstellung hat, insbesondere 
weil er hoteltypische Zusatzleistungen auf 
eigene Rechnung oder für Rechnung Drit-
ter erbringt (BFH-Urteil vom 28.5.2020, IV R 
10/18).
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Der Sachverhalt: Die Klägerin besitzt drei 
Eigentumswohnungen, die sich in einer 
größeren Anlage befinden. Hierin integriert 
ist ein Hotel. Die Vermietung der Wohnun-
gen erfolgt über eine Vermietungs- bzw. 
Vermittlungsgesellschaft an wechselnde 
Feriengäste. Bei entsprechendem Bedarf 
darf die Gesellschaft die Wohnungen auch 
als Hotelzimmer vermieten und in diesem 
Fall weitere Leistungen anbieten, wie Früh-
stück, Halb- oder Vollpension, tägliche Rei-
nigung mit Handtuchwechsel und Bettwä-
schewechsel. Die Gesellschaft stellte den 
Gästen in den Streitjahren unter eigenem 
Namen jeweils die Kosten für den Hotelau-
fenthalt inklusive Frühstück zuzüglich Ne-
benleistungen (z.B. Kurtaxe, Pkw-Stellplatz, 
Haustiere etc.) in Rechnung. Sie rechnete 
auch jeweils die Kommissionen mit den 
Buchungsportalen ab. Gegenüber den Ei-
gentümern erstellte sie vierteljährliche 
Abrechnungen. Im Ergebnis kehrte sie an 
die Klägerin die um den „Anteil Wäsche“, 
den „Anteil Endreinigung/Hotelservice“ 
und den „Anteil F&B“ bereinigten Beträge 
abzüglich Provision aus. Finanzamt und Fi-
nanzgericht beurteilten die Vermietung als 
gewerbliche Tätigkeit, denn die Wohnun-
gen seien nicht als Ferienwohnungen, son-
dern als Hotelzimmer vermietet worden. 
Der BFH sieht die Sache jedoch anders.

Die Zwischenschaltung eines gewerbli-
chen Vermittlers führe nicht zwangsläufig 
dazu, dass deshalb auch der Vermieter 
eine gewerbliche Tätigkeit ausübt. Ent-
scheidend sei vielmehr, inwieweit in der 
Person des Vermieters die Vermietung 
einer Ferienwohnung im Hinblick auf die 
Art des vermieteten Objekts und die Art 
der Vermietung einem gewerblichen Be-
herbergungsbetrieb vergleichbar ist. Die 
Handlungen der gewerblich tätigen Ver-
mietungs- bzw. Vermittlungsgesellschaft 
können der Klägerin dabei nicht aufgrund 
eines Treuhandverhältnisses oder einer zi-
vilrechtlichen Stellvertretung zugerechnet 
werden. Dies gilt - wie im Streitfall - je-
denfalls dann, wenn die Vermietungs- bzw. 
Vermittlungsgesellschaft ein erhebliches 
eigenes wirtschaftliches Interesse an der 
Treuhandstellung hat. Da die Klägerin im 
Urteilsfall die gewerblichen Handlungen 
der Vermietungsgesellschaft nicht zuge-
rechnet werden konnten, habe sie aus der 
Vermietung ihrer Wohnungen keine ge-
werblichen Einkünfte, sondern solche aus 
Vermietung und Verpachtung erzielt. 

PV-Anlage: Anzeigen über die 
Erwerbstätigkeit vielfach nicht 
mehr erforderlich

Für bestimmte Photovoltaikanlagen greift 
seit Januar 2022 eine ertragsteuerliche 
Steuerbefreiung (§ 3 Nr. 72 EStG). Seit Ja-

nuar 2023 gilt zudem der umsatzsteuerli-
che Nullsteuersatz für die Lieferung und 
Installation gewisser Photovoltaikanlagen. 
Dennoch sind Betreiber von Photovoltaik-
anlagen grundsätzlich verpflichtet, den 
Betrieb der Anlage als „Betriebseröffnung“ 
der Gemeinde anzuzeigen und zusätzlich 
den „Fragebogen zur steuerlichen Erfas-
sung“ auszufüllen und diesen digital an 
die Finanzverwaltung zu übermitteln (§ 
138 Abs. 1 und 1b AO). Wie das Bundesfi-
nanzministerium kürzlich mitgeteilt hat, 
wird es aus Gründen des Bürokratieab-
baus und der Verwaltungsökonomie aber 
nicht beanstandet, wenn die Anzeige bei 
der Gemeinde und die Übermittlung des 
Fragebogens nicht erfolgen. Voraussetzung 
ist, dass die gewerbliche Tätigkeit lediglich 
das Betreiben von begünstigten Photovol-
taikanlagen (§ 3 Nr. 72 EStG) umfasst, sich 
die unternehmerische Tätigkeit in umsatz-
steuerlicher Hinsicht ausschließlich auf 
den Betrieb einer begünstigten Photovol-
taikanlage (§ 12 Abs. 3 Nr. 1 Satz 1 UStG) 
sowie gegebenenfalls auf eine steuerfreie 
Vermietung und Verpachtung beschränkt 
und zudem die Kleinunternehmerregelung 
angewandt wird. Die Vereinfachung gilt mit 
sofortiger Wirkung in allen Fällen, in de-
nen die diesbezügliche Erwerbstätigkeit 
ab dem 1. Januar 2023 aufgenommen wur-
de (BMF-Schreiben vom 12.6.2023, IV A 3-S 
0301/19/10007 :012).

PV-Anlage: Umsatzsteuerlicher Nullsteu-
ersatz bei Teil-Inbetriebnahme in 2022?

Für die Lieferung einer Photovoltaikanlage 
gilt seit dem 1. Januar 2023 der umsatz-
steuerliche Nullsteuersatz, wenn die Anla-
ge auf oder in der Nähe eines Wohngebäu-
des installiert wird (§ 12 Abs. 3 UStG). Auch 
die Lieferung eines Batteriespeichers und 
der wesentlichen Komponenten, beispiels-
weise des Wechselrichters, unterliegt dem 
Nullsteuersatz. Was aber gilt, wenn eine 
Photovoltaikanlage bereits im Jahr 2022 
zum Teil in Betrieb genommen wurde, der 
Batteriespeicher jedoch erst im Jahr 2023 
installiert wurde? Diese Frage wurde an die 
Bundesregierung gerichtet. Die Antwort 
der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Katja Hessel lautet: Bei gleichzeitiger An-
schaffung einer Photovoltaik-anlage und 
eines Stromspeichers liegt umsatzsteu-
errechtlich eine Sachgesamtheit vor. Der 
Nullsteuersatz des § 12 Abs. 3 UStG ist auf 
diese einheitliche Leistung dann anzu-
wenden, wenn sie nach dem 31. Dezember 
2022 ausgeführt worden ist. Werklieferun-
gen werden dabei grundsätzlich im Zeit-
punkt ihrer Vollendung ausgeführt. Sofern 
der Batteriespeicher nicht zusammen 
mit einer Photovoltaikanlage, sondern 
als einzelner Gegenstand erworben und 
im Jahr 2023 geliefert worden ist, unter-
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liegt die Lieferung des Batteriespeichers 
dem Nullsteuersatz (BT-Drucks. 20/6608  
S. 16 f.). 

Das bedeutet „übersetzt“: Wurde ein ein-
heitlicher Auftrag für die Installation einer 
Photovoltaikanlage mitsamt Batteriespei-
cher erteilt, so kann diese „einheitliche 
Leistung“ selbst dann insgesamt dem Null-
steuersatz unterliegen, wenn die Anlage 
ohne den Batteriespeicher bereits in 2022 
in Betrieb genommen wurde und der Spei-
cher erst in 2023 nachinstalliert wurde. Es 
kommt letztlich auf die vertraglichen Rege-
lungen an, das heißt, es ist zu prüfen, ob 
der Unternehmer das „fertige Werk“, also 
Photovoltaikanlage inklusive Batteriespei-
cher, geschuldet hat oder ob echte Teil-
leistungen vorliegen, also von vornherein 
klar war, dass die Anlage zunächst ohne 
den Speicher in Betrieb genommen wer-
den sollte. Sollten zwei einzelne Aufträge 
bzw. Lieferungen vorliegen, kommt der 
Nullsteuersatz nur für die Anschaffungs-
kosten des Batteriespeichers in Betracht, 
wenn dieser in 2023 geliefert wurde bzw. 
noch wird.

 Alle Steuerzahler

Erbschaftsteuer: „Verspäteter“ 
Einzug ins Familienheim wegen 
Zeitmietvertrages

Die Vererbung des selbstgenutzten Fami-
lienheims an das eigene Kind ist von der 
Erbschaftsteuer befreit. Voraussetzung für 
die Steuerbefreiung ist allerdings, dass der 
Erblasser das Familienheim vor dem Erb-
fall selbst bewohnt hat und der Erbe die 
Immobilie nach der Erbschaft zehn Jahre 
lang selbst zu Wohnzwecken nutzt. Die Ver-
günstigung greift, soweit die Wohnfläche 
der geerbten Wohnung 200 qm nicht über-
steigt. Im Übrigen ist eine weitere wichtige 
Voraussetzung zu beachten: Die hinzuer-
worbene Wohnung muss unverzüglich zur 
Selbstnutzung bestimmt sein (BFH-Urteil 
vom 6.5.2021, II R 46/19). „Unverzüglich“ be-
deutet im Grundsatz, dass der Erbe bereits 
kurz nach dem Erbfall in das Familienheim 
einziehen muss, wenn er nicht bereits dar-
in wohnt. Üblicherweise gilt hier eine Frist 
von maximal sechs Monaten. Eine zeitliche 
Verzögerung des Einzugs aufgrund von 
Renovierungsarbeiten ist dem Erwerber 
nicht anzulasten, wenn er die Arbeiten 
unverzüglich in Auftrag gibt, die beauftrag-
ten Handwerker sie aber aus Gründen, die 
der Erwerber nicht zu vertreten hat, zum 
Beispiel wegen einer hohen Auftragslage, 
nicht rechtzeitig ausführen können - so 
der Bundesfinanzhof in dem o.g. Urteil vom 
6.5.2021.

Bald wird sich der BFH erneut mit der Fra-
ge befassen müssen, ob ein „verspäteter“ 
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Einzug ins Familienheim noch als unschäd-
lich zu werten ist. Es geht um folgenden 
Fall: Die Mutter hatte eine Wohnung selbst 
genutzt, musste aber im Jahre 2016 in ein 
Pflegeheim umziehen. Um die Kosten für 
ihre Unterbringung in der Pflegeeinrich-
tung zu decken, hatte sie ihre bisherige 
Wohnung vermietet, den Mietvertrag aber 
auf vier Jahre befristet. Im Jahre 2018 ist 
die Mutter gestorben; der Mietvertrag lief 
im Todeszeitpunkt folglich noch zwei Jahre. 
Die Tochter beabsichtigte, in die Wohnung 
unmittelbar nach dem Ende des Zeitmiet-
vertrages einzuziehen und beantragte 
daher die erbschaftsteuerliche Befreiung 
für das Familienheim. Tatsächlich ist der 
Einzug im Jahre 2020 erfolgt. Das Finanz-
amt gewährte die Steuerbefreiung nicht, 
doch das Finanzgericht München ist dem 
entgegengetreten (Urteil vom 26.10.2022, 4 
K 2183/21). Der Mietvertrag sei ursächlich 
dafür gewesen, dass die Tochter die Woh-
nung erst nach Ablauf der Mietzeit bezie-
hen und damit erst ab diesem Zeitpunkt zu 
eigenen Wohnzwecken nutzen konnte. Den 
Grund für die spätere Aufnahme der Nut-
zung zu eigenen Wohnzwecken habe die 
Tochter daher nicht zu vertreten. Unter Be-
rücksichtigung der Gesamtumstände habe 
die Klägerin durch ihren Einzug in 2020 in 
ausreichendem Maße belegt, dass sie die 
Wohnung nach dem Tod ihrer Mutter un-
verzüglich zur Selbstnutzung bestimmt 
hat. Die Erblasserin ihrerseits hatte ein be-
rechtigtes Interesse an der Vermietung der 
Wohnung, weil sie mit den Mieteinnahmen 
die Kosten der Unterbringung mitfinanzie-
ren wollte. 

Praxistipp:
Das FG hat die Revision zugelassen, die 
auch bereits beim BFH unter dem Az. II 
R 48/22 vorliegt. Bis auf Weiteres bleibt 
in entsprechenden Fällen also eine 
große Unsicherheit.

Erbschaft- und Schenkungsteuer: Bay-
ern reicht Normenkontrollantrag ein

Die unentgeltliche Übertragung einer Im-
mobilie kann eine hohe Erbschaft- oder 
Schenkungsteuer auslösen. Und zum 1. 
Januar 2023 wurden die Faktoren für die 
Ermittlung der steuerlichen Grundstücks-
werte angepasst („Jahressteuergesetz 
2022“), so dass das Verschenken und Ver-
erben in vielen Fällen sogar noch teurer ge-
worden ist. Die Bayerische Staatsregierung 
hatte sich daraufhin - zur Abmilderung der 
steuerlichen Auswirkungen - für eine Erhö-
hung der erbschaft- und schenkungsteuer-
lichen Freibeträge eingesetzt, ist mit ihrem 
Antrag aber im Bundesrat gescheitert. Be-
reits kurze Zeit später hatte sie angekün-
digt, für eine Anhebung der persönlichen 
Erbschaftsteuer-Freibeträge vor das Bun-
desverfassungsgericht ziehen zu wollen.

Tatsächlich hat Bayern nun einen Normen-
kontrollantrag beim Bundesverfassungsge-
richt gegen das Erbschaft- und Schenkung-
steuergesetz eingereicht. Er ist unter dem 
Az. 1 BvF 1/23 anhängig. In einer Pressemit-
teilung der Bayerischen Staatsregierung 
vom 23.5.2023 heißt es zur Begründung des 
Normenkontrollantrags unter anderem: 
„Mit dem Antrag soll über eine verfassungs-
rechtliche Überprüfung der Weg für eine 
Erhöhung der persönlichen Freibeträge, 
Senkung der Steuersätze und eine Regiona-
lisierung der Erbschaftsteuer geöffnet wer-
den. Ziel ist, dass sowohl das Eigenheim in 
Familienhand als auch viele Arbeitsplätze in 
mittelständischen Unternehmen gesichert 
werden.“

Mehrkosten für „Essen auf Rädern“: 
Kein Abzug als außergewöhnliche 
Belastung

Mehraufwendungen für das „Essen auf 
Rädern“ sind steuerlich nicht als au-

ßergewöhnliche Belastungen nach  
§ 33 EStG abziehbar, und zwar auch dann 
nicht, wenn diese krankheitsbedingt ent-
standen sind. 

Dies hat das Finanzgericht Münster mit 
Urteil vom 27.4.2023 (1 K 759/21 E) ent-
schieden. Es fehle an der Außergewöhn-
lichkeit und Zwangsläufigkeit von Auf-
wendungen, wenn sie nicht unmittelbar 
zur Heilung aufgewendet werden, son-
dern als Folgekosten gelegentlich einer 
Krankheit entstehen. Die grundsätzliche 
Berücksichtigung derartiger mittelbarer 
Kosten einer Erkrankung würde zu einer 
nicht vertretbaren steuerlichen Berück-
sichtigung von Kosten der Lebenshaltung 
führen, die mit dem Sinn und Zweck des 
§ 33 EStG nicht vereinbar wäre. Bei der Be-
urteilung, ob Lebenshaltungskosten über  
§ 33 EStG ausnahmsweise steuerlich be-
rücksichtigt werden können, sei - nicht 
zuletzt wegen der Gleichmäßigkeit der Be-
steuerung - ein strenger Maßstab anzule-
gen.

Auch Aufwendungen, die durch Diätver-
pflegung entstehen, können nicht als 
außergewöhnliche Belastungen berück-
sichtigt werden. Dies muss umso mehr für 
„normale“ Verpflegung wie die im Streitfall 
gelieferten Mittagessen gelten, welche im 
Übrigen preislich im eher üblichen Be-
reich liegen. Nichts anderes kann auch für 
den Abzug der - in den Rechnungsbeträ-
gen enthaltenen, aber nicht separat aus-
gewiesenen - Lieferkosten gelten. Denn 
zum einen ist die Inanspruchnahme von 
Essens-Lieferdiensten mittlerweile in der 
gesamten Bevölkerung weit verbreitet. 
Schon vor diesem Hintergrund sind auch 
diese Kosten der allgemeinen Lebensfüh-
rung zuzuordnen und nicht nach § 33 Abs. 1 
EStG abzugsfähig. Zum anderen ist die Zu-
bereitung von Mahlzeiten als Verrichtung 
des täglichen Lebens vom Behinderten-
pauschbetrag nach § 33b Abs. 1 Satz 1 EStG 
abgegolten.
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